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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2518 


Der Bundesminister für Verkehr Bonn, den 17. August 1971 

StV 3/26.20.02-2 1/6233 Va71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beförderung von Industrieabfällen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Lemmrich, Dr. Jobst, 
Schmitt (Lockweiler), Mursch (Soltau-Harburg), Gerlach 
(Obernau), Niegel, Kiechle und Genossen 
- Drucksache VI/2490 - 


Die Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern wie folgt beantwortet: 


1. Wie groß sind die Mengen, die an Industrieabfällen befördert 
werden 

a) im Straßengüternahverkehr 

b) im Straßengüterfernverkehr? 

Statistische Angaben über die im Straßengüternah- und Straßen- 
güterfernverkehr beförderten Industrieabfälle liegen nicht vor, 
da die Abfälle in der Regel bei dem jeweiligen Material oder 
Erzeugnis, von dem sie stammen, statistisch erfaßt werden. 

Die Mengen können aufgrund des statistischen Materials nur 
geschätzt werden. 

Danach ergibt sich für 1970 folgendes Bild: 

a) Der Anteil der Industrieabfälle am gesamten Verkehrsauf- 
kommen des Güternahverkehrs von rd. 800 Mio t dürfte bei 
etwa 32 bis 40 Mio t (4 bis 5 %) liegen. 

b) Im Güterfernverkehr wurden insgesamt rd. 105 Mio t Lade- 
gut befördert. Hiervon können rd. 3 Mio t (rd. 3%) als 
Industrieabfälle bezeichnet werden. 
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2. Inwiefern glaubt sich die Bundesregierung berechtigt, die im 
Straßengüternahverkehr beförderten Mengen an Industriemüll 
als im Rahmen des Gesamtverkehrs als nicht ins Gewicht fallend 
anzusehen? 


Von den unter 1. genannten Abfällen aus Gewerbebetrieben 
wird der weitaus überwiegende Teil einer weiteren Verwen- 
dung oder Verarbeitung zugeführt. 

Insoweit handelt es sich nicht um Industriemüll. Unter diesem 
Begriff können allenfalls solche Abfälle aus Gewerbebetrieben 
zusammengefaßt werden, die wertlos sind und die wie Haus- 
müll durch Ablagerung oder Verbrennung beseitigt werden. 

Die Menge des vom Güternahverkehr beförderten Industrie- 
mülls im vorgenannten Sinne ist auf etwa 1 °/o des gesamten 
Beförderungsvolumens dieses Verkehrszweiges zu schätzen. Im 
Güterfernverkehr dürfte der Anteil höchstens 0,3 °/o betragen. 
Bei dieser Größenordnung fallen derartige Beförderungen im 
Rahmen des Gesamtverkehrs, d. h. im Verhältnis zum Verkehrs- 
aufkommen aller binnenländischer Verkehrsträger nicht ins 
Gewicht. 


3. Sieht die Bundesregierung Abgrenzungsschwierigkeiten zwi- 
schen Industrieabfällen und Hausmüll, und sieht sie dies als 
ausreichenden Grund an, das Verkehrsaufkommen Industrie- 
müll von den Vorschriften des GiiKG freizustellen? 


Die Bundesregierung sieht keine Abgrenzungsschwierigkeiten 
zwischen Industrieabfällen und Hausmüll. 

Die Beförderung von Müll, und zwar ohne Beschränkung auf 
Hausmüll, ist bereits durch die Verordnung über die Befreiung 
bestimmter Beförderungsfälle von den Vorschriften des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes (Freistellungs- Verordnung GüKG) vom 
29. Juli 1969 (BGBl. I S. 1022) vom Güterkraftverkehrsgesetz 
ausgenommen worden. Die Verordnung beruht auf § 4 Abs. 2 
des Güterkraftverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. Juni 1969 (BGBl. 1969 I S. 557). Danach ist der 
Bundesminister für Verkehr ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates im Rahmen des Gesamt- 
verkehrs nicht ins Gewicht fallende Beförderungsfälle allgemein 
von den Bestimmungen des Güterkraftverkehrsgesetzes auszu- 
nehmen oder sie einer anderen Beförderungsart zuzuordnen. 

Nach Inkrafttreten der Freistellungs-Verordnung haben sich in 
der Praxis Abgrenzungsschwierigkeiten insofern ergeben, als 
nicht immer hinreichend feststellbar war, ob ein gewerbliches 
Abfallprodukt dem Müll (freigestellt) oder dem Abfall (nicht 
freigestellt) zuzurechnen ist. Diese Auslegungsschwierigkeiten 
sind durch die Verordnung zur Änderung der Freistellungs- 
Verordnung, die am 26. Juni 1971 in Kraft getreten ist, be- 
seitigt worden. Nunmehr ist klargestellt, daß nicht nur Müll, 
sondern auch industrielle Abfälle von den Vorschriften des 
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Güterkraftverkehrsgesetzes freigestellt sind, soweit sie wie 
Müll beseitigt, z. B. verbrannt oder abgelagert werden. 

Wie bereits unter 2. ausgeführt, handelt es sich hierbei um eine 
Tonnage, die dem Umfang nach im Rahmen des Gesamtver- 
kehrs nicht ins Gewicht fällt. Von der Art des Gutes her ge- 
sehen sind die betreffenden Abfälle unter verkehrlichen Ge- 
sichtspunkten völlig unbedeutend. Ihre Freistellung von den 
Vorschriften des Güterkraftverkehrsgesetzes läßt negative Aus- 
wirkungen auf die Ordnung des Verkehrsmarktes nicht be- 
fürchten. 

Die Sicherheitsvorschriften für die Beförderung gefährlicher 
Güter auf Straßen werden nicht berührt. 


In Vertretung 

Wittrock 



